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Guten Tag, 

Veräußerungsgewinne, die ein Steuerpflichtiger innerhalb eines Jahres aus 
dem Verkauf oder dem Tausch von Kryptowährungen wie Bitcoin, 
Ethereum und Monero erzielt, unterfallen nach einer Entscheidung des 
Bundesfinanzhofs der Besteuerung als privates Veräußerungsgeschäft.  
 
Die Erstattung von Telefonkosten für einen vom Arbeitnehmer 
abgeschlossenen Mobilfunkvertrag durch den Arbeitgeber ist nach einem 
weiteren Urteil des Bundesfinanzhofs auch dann steuerfrei, wenn der 
Arbeitgeber das Mobiltelefon, durch dessen Nutzung die Telefonkosten 
entstanden sind, von dem Arbeitnehmer zu einem niedrigen, auch unter 
dem Marktwert liegenden Preis erworben hat und er das Mobiltelefon dem 
Arbeitnehmer unmittelbar danach wieder zur privaten Nutzung überlässt. 
 
Darüber hinaus entschied der Bundesfinanzhof, dass ein Ehegatte, der 
wirtschaftlich unabhängig ist, aus der Anschaffung eines Pkw, den er an 
seinen freiberuflich tätigen Ehegatten vermietet, die Vorsteuer geltend 
machen kann. 
 
Seit dem 01.01.2023 unterliegt die Lieferung und Installation bestimmter 
Photovoltaikanlagen einem neuen Nullsteuersatz. Das 
Bundesfinanzministerium hat am 27.02.2023 das endgültige Schreiben zum 
Nullsteuersatz für Umsätze im Zusammenhang mit bestimmen 
Photovoltaikanlagen veröffentlicht. 
 
Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformation 
oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
Wir beraten Sie gerne. 
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Einkommensteuer 

Kryptowährungen: Veräußerungsgewinne sind 
steuerpflichtig 

Der Kläger hatte verschiedene Kryptowährungen 
erworben, getauscht und wieder veräußert. Im 
Einzelnen handelte es sich um Geschäfte mit Bitcoins, 
Ethereum und Monero, die der Steuerpflichtige privat 
tätigte. Er erzielte daraus einen Gewinn in Höhe von 
insgesamt 3,4 Millionen Euro. Mit dem Finanzamt 
kam es zum Streit darüber, ob der Gewinn aus der 
Veräußerung und dem Tausch von Kryptowährungen 
der Einkommensteuer unterliegt. Die vom 
Steuerpflichtigen beim Finanzgericht erhobene Klage 
war ganz überwiegend erfolglos. 

Der Bundesfinanzhof hat die Steuerpflicht der 
Veräußerungsgewinne aus Bitcoin, Ethereum und 
Monero bejaht. Bei Kryptowährungen handelt es sich 
um Wirtschaftsgüter, die bei einer Anschaffung und 
Veräußerung innerhalb eines Jahres der Besteuerung 
als privates Veräußerungsgeschäft unterfallen. 
Virtuelle Währungen (Currency Token, Payment 
Token) stellen ein "anderes Wirtschaftsgut" dar. 
Virtuelle Währungen sind wirtschaftlich betrachtet als 
Zahlungsmittel anzusehen. Sie würden auf 
Handelsplattformen und Börsen gehandelt, hätten 
einen Kurswert und könnten für direkt zwischen 
Beteiligten abzuwickelnde Zahlungsvorgänge 
Verwendung finden. Wenn Anschaffung und 
Veräußerung oder Tausch der Token innerhalb eines 
Jahres erfolgen, unterfallen daraus erzielte Gewinne 
oder Verluste der Besteuerung. 

Hinweis 

Der Bundesfinanzhof bestätigt mit seinem Urteil die 
Ansicht der Finanzverwaltung.  

Das Ergebnis einer repräsentativen Umfrage des 
Digitalverbands Bitkom zeigt, dass rund ein Drittel 
der Befragten (32 %) sich vorstellen können, in 
Zukunft Kryptowährungen zu kaufen. Dabei haben  
3 % bereits in der Vergangenheit gekauft, 6 % 
haben das fest vor und 23 % wollen es auf jeden 
Fall nicht ausschließen. Somit ist dieses Thema von 
großer Relevanz. 

Grundstücksteilung: Besteuerung eines 
Gartengrundstücksteils als privates Veräußerungs-
geschäft 

Der Verkauf eines Gartengrundstücksteils ist bei 
weiterhin bestehender Wohnnutzung im Übrigen 
nicht von der Besteuerung als privates Veräußerungs-
geschäft ausgenommen. So entschied das 
Niedersächsische Finanzgericht. 

Die Kläger hatten ein privates Veräußerungsgeschäft 
verwirklicht, indem sie die Teilfläche des von ihnen 
zuvor erworbenen Grundstücks innerhalb von zehn 
Jahren nach Erwerb wieder veräußerten. Dieses 
Veräußerungsgeschäft ist nicht wegen einer Nutzung 
zu eigenen Wohnzecken von der Besteuerung 
ausgenommen. 

Die Rechtsprechung bezieht zwar bei einem zu 
eigenen Wohnzwecken genutzten Gebäude den 
"dazugehörigen Grund und Boden" in die 
Begünstigung mit ein, da regelmäßig die 
Veräußerung eines zu eigenen Wohnzwecken 
genutzten Wirtschaftsguts auch den anteiligen Grund 
und Boden umfasst. Die Grenze zieht der 
Bundesfinanzhof aber unter Berücksichtigung des 
Normzwecks des Befreiungstatbestandes. So ist in 
einem Fall, in dem der Steuerpflichtige das bisher als 
Garten genutzte Nachbargrundstück veräußert, 
während er auf dem anderen Grundstück wohnen 
bleibt, der Zweck der Steuerbegünstigung, einen 
Umzug insbesondere infolge eines 
Arbeitsplatzwechsels nicht zu erschweren, nicht erfüllt 
und die Veräußerung steuerbar. Es fehlt insoweit an 
einem nach den Wertungen des 
Einkommensteuergesetzes gegebenen einheitlichen 
Nutzungs- und Funktions-zusammenhang zwischen 
der Wohnung und dem Grund und Boden. 

Hinweis 

In diesem Zusammenhang ist eine aktuelle 
Entscheidung des Finanzgerichts Münster zu 
beachten. Das Gericht stellt in diesem Urteil fest, 
dass ein gemischt genutztes Grundstück steuerlich 
als selbstständiges Wirtschaftsgut anzusehen ist, 
auch wenn es zivilrechtlich mit dem Grund und 
Boden und dem Gebäude eine Einheit bildet. 
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Umsatzsteuer 

Umsatzsteuer bei unentgeltlicher Abgabe von 
Wärme aus Biogasanlage 

Der Bundesfinanzhof hatte zu klären, ob die 
Bemessungsgrundlage der Abgabe von Wärme aus 
einer Biogasanlage nach der Marktwertmethode zu 
ermitteln ist oder ob die Selbstkosten im Verhältnis 
der erzeugten Mengen an elektrischer und 
thermischer Energien in der einheitlichen Messgröße 
kWh aufzuteilen (sog. energetische 
Aufteilungsmethode) sind. 

Wenn Selbstkosten für entgeltliche Lieferungen wie 
auch für unentgeltliche Wertabgaben entstehen, sind 
diese nach tatsächlichen oder ggf. fiktiven Umsätzen 
(Marktwerten) aufzuteilen. Die vorzunehmende 
sachgerechte Schätzung ist grundsätzlich Sache des 
Unternehmers, der zu entscheiden hat, welche 
Schätzungsmethode er wählt, wobei die 
Finanzbehörde und damit auch das Finanzgericht 
nachprüfen können, ob die Schätzung sachgerecht 
ist. 

Pkw-Leasing an Ehegatten: Vorsteuerabzug und 
private Verwendung beim sog. Vorschaltmodell 

Der Bundesfinanzhof entschied, dass ein Ehegatte, 
der wirtschaftlich unabhängig ist, aus der 
Anschaffung eines Pkw, den er an seinen freiberuflich 
tätigen Ehegatten vermietet, die Vorsteuer geltend 
machen kann.  

Der Vorsteuerabzug des Vermieters eines Pkw ist 
nicht systemwidrig und daher auch nicht 
missbräuchlich. Dies gilt bei einer Vermietung unter 
Ehegatten jedenfalls für die Vermietung von Pkw, die 
nicht dem unmittelbaren Familienbedarf dienen. Einer 
Besteuerung der privaten Verwendung des 
vermieteten Pkw durch den Vermieter-Ehegatten 
steht eine vertraglich geregelte Vollvermietung an 
den anderen Ehegatten nicht entgegen. Soweit der 
vermietende Ehegatte jedoch den Pkw selbst nutzt, 
muss er eine unentgeltliche Wertabgabe der 
Umsatzsteuer unterwerfen. 

Ermäßigte Umsatzsteuer in Restaurants soll  
bleiben 

Der Verzehr von Speisen in Restaurants soll dauerhaft 
mit dem ermäßigten Umsatzsteuersatz von 7 % 
besteuert werden. Dieses Ziel verfolgt der am 
02.03.2023 von der CDU/CSU-Fraktion eingebrachte 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 

Umsatzsteuergesetzes. Die Senkung des 
Umsatzsteuersatzes für Restaurant- und 
Verpflegungsdienstleistungen mit Ausnahme der 
Abgabe von Getränken von 19 % auf den ermäßigten 
Satz von 7 % war zum 01.07.2020 vor dem 
Hintergrund der Corona-Pandemie eingeführt und 
mehrfach verlängert worden, zuletzt bis Ende 2023.  

Endgültiges BMF-Schreiben zum Nullsteuersatz 
für Photovoltaikanlagen 

Seit dem 01.01.2023 unterliegt die Lieferung und 
Installation bestimmter PV-Anlagen einem neuen 
Nullsteuersatz. Das Bundesfinanzministerium (BMF) 
hat am 27.02.2023 das endgültige Schreiben zum 
Nullsteuersatz für Umsätze im Zusammenhang mit 
bestimmen Photovoltaikanlagen veröffentlicht.  

In der Praxis mehrten sich seit der Einführung des 
Nullsteuersatzes durch das Jahressteuergesetz 2022 
Fragen. So etwa mit Blick auf die Besteuerung von 
Nebenleistungen. Das Schreiben benennt nun u. a. 
typische Nebenleistungen, die das Schicksal ihrer 
Hauptleistung, konkret der Lieferung der PV-Anlage, 
teilen. 

Im Vergleich zur Entwurfsfassung sind noch einige 
nützliche Beispiele hinzugekommen: So etwa die 
Übernahme der Anmeldung in das Marktstamm-
datenregister, die Bereitstellung von Software zur 
Steuerung und Überwachung der Anlage, der 
Anschluss eines Zweirichtungszählers, die 
Bereitstellung von Gerüsten, die Lieferung von 
Befestigungsmaterial oder u. U. auch die Erneuerung 
des Zählerschranks.  

Bereits der Entwurf des BMF-Schreibens sah verein-
fachende Annahmen bei der Prüfung einzelner 
Tatbestände, z. B. mit Blick auf die konkreten 
Solarmodule und Speicher, die dem Nullsteuersatz 
unterliegen können, vor. Diese wurden im finalen 
BMF-Schreiben nochmals überarbeitet und ergänzt. 

Während der Entwurf noch vereinfachend 
unterstellte, dass Solarmodule mit einer Leistung von 
„500 Watt und mehr“ für netzgekoppelte oder 
stationäre Inselanlagen eingesetzt werden, hat das 
BMF in der finalen Version diesen Wert auf „300 Watt 
und mehr“ abgesenkt. Ferner hat das BMF etwa für 
PV-Anlagen mit einer Leistung von nicht mehr als 600 
Watt weitere Nachweisvereinfachungen festgelegt. 

Kritisiert wurde - u. a. auch vom Deutschen 
Steuerberaterverband - die vorgesehene 
Einschränkung der Entnahme von Altanlagen aus 
dem Betriebsvermögen. Zwar hält auch das finale 
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Schreiben im Grundsatz an der 90 %-Grenze fest, 
jedoch wird die Voraussetzung etwas abgemildert. In 
den Fällen, in denen ein Teil des erzeugten Stroms z. 
B. in einer Batterie gespeichert wird, ist davon 
auszugehen, dass der Betreiber mehr als 90 % des mit 
der Anlage erzeugten Stroms für 
unternehmensfremde Zwecke verwendet. Dies würde 
dann die Entnahme (zum Nullsteuersatz) 
ermöglichen. 

Sonstiges 

Studierende können die Energiepreispauschale 
beantragen 

Seit 15.03.2023 können 
Studierende sowie 
Fachschüler die 
Energiepreispauschale 
beantragen. Die 200-
Euro-Ein-malzahlung 
kann laut 
Bundesregierung über 
eine eigens entwickelte Onlineplattform 
(www.einmalzahlungen200.de) beantragt werden. 
Hierfür sind die von der Ausbildungsstätte versandten 
Zugangsdaten sowie ein BundID-Konto erforderlich. 

Deutschland riskiert seine steuerliche Standort-
attraktivität 

Der aktuelle Mannheim Tax Index des ZEW 
Mannheim zeigt, dass Deutschland im internationalen 
Steuerwettbewerb weiter an Boden verloren hat. Dies 
wird insbesondere durch die Senkung des 
französischen Körperschaftsteuersatzes in den letzten 
Jahren deutlich: Die Unternehmenssteuerbelastung in 

Deutschland ist nun im unmittelbaren Vergleich mit 
wichtigen Wettbewerbern am höchsten. Die effektive 
Durchschnittssteuerbelastung eines profitablen 
Investitionsprojekts in Deutschland liegt im Jahr 2022 
bei 28,8 % und übersteigt somit den EU-Durchschnitt 
um 10 Prozentpunkte. 

Energetisches Bauen und Sanieren 

Durch die Energieversorgung von Gebäuden fallen 
rund 30 % der CO2-Emissionen an. Das heißt, in 
Gebäuden steckt relativ großes Energiesparpotenzial. 
Nicht zuletzt wegen des Werkstattberichts 
„Wohlstand klimaneutral erneuern“ des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz 
wird u. a. auch der Austausch von Gas- und 
Ölheizungen vorangetrieben. Ab 2024 sollen neu 
eingebaute Heizungen zu mindestens 65 % mit 
Erneuerbaren Energien betrieben werden. Mit Blick 
auf diese klimapolitischen Ziele ist es umso wichtiger 
die Übersicht über mögliche Steuerermäßigungen 
und deren Voraussetzungen sowie über die 
Bundesförderung für effiziente Gebäude zu behalten. 

Um die Klimaziele mit dem Klimaschutzprogramm 
2030 zu erreichen, hat die Bundesregierung 
beschlossen, die bereits bestehende 
Neubauförderung weiterzuentwickeln. Hierfür wurde 
vom Bundesministerium für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen die Richtlinie für die 
Bundesförderung für effiziente Gebäude - 
klimafreundlicher Neubau - erlassen. Ziel der 
Förderung ist die Verringerung der Umweltwirkungen 
und die Erhöhung der Nachhaltigkeitsstandards bei 
der Schaffung von neuem Wohnraum bzw. Nicht-
Wohngebäuden. 
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Termine Steuern/Sozialversicherung April/Mai 2023

Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 11.04.20231 10.05.20232 

Umsatzsteuer 11.04.20233 10.05.20234 

Überweisung5 14.04.2023 15.05.2023 Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: Scheck6 11.04.2023 10.05.2023 

Gewerbesteuer entfällt 15.05.2023 

Grundsteuer entfällt 15.05.2023 

Überweisung5 entfällt 19.05.2023 Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: Scheck6 entfällt 15.05.2023 

Sozialversicherung7 26.04.2023 26.05.2023 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 

zuständige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 

2 Für den abgelaufenen Monat. 

3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung 
für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 

4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung 
für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 

5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste 
Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung 
muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.04.2023/24.05.2023, jeweils 0 Uhr) 
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vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt 
insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 

 


